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Die  Sozialisierung  der  Wirtschaft  durch 
die  Genossenschaften. 

Von  Sigmund  Kaff. 


S 1. 

Die  gemeinwirtschaftlichen  Anstalten. 

Es  ist  bisher  noch  nicht  offen  eingestanden  worden,  daß  der 
Weltkrieg,  dessen  Herannahen  und  Wirkungen  die  Sozialdemo- 
kratie wie  keine  andere  Partei  deutlich  vorausgesehen  und  vor- 
00  ausgesagt  hat,  zugleich  eine  Katastrophe  für  die  Partei  des  Pro- 
05  letariats  bedeutet.  Denn  wenn  auch  im  Sturm  der  Novembertage 
die  politischen  Forderungen  der  Sozialdemokratie  sich  mit  rasen- 
”>  der  Schnelligkeit  erfüllten  — die  ökonomische  Umwälzung  vollzieht 
sich,  trotz  der  Zerstörung  der  Wirtschaft,  vielmehr  eben  deswegen 
: mit  weit  geringerer  Beschleunigung.  Daran  ist  aber  nicht  bloß  die 
X Vernichtung  ungeheurer  Wirtschaftswerte  und  die  Desorganisation 
des  gesamten  Waren-Verkehrs  schuld,  obzwar  natürlich  hier  das 
größte  Hindernis  liegt,  sondern  nicht  minder  die  Tatsache,  daß 
die  sozialdemokratische  Partei  durch  die  alle  Annahmen  und  Er- 
_ . ■ Wartungen  überbetreffende  Gründlichkeit  und  Plötzlichkeit,  mit 
der  die  Zertrümmerung  der  bisherigen  Wirtschaftsorganisation 
erfolgte,  überrascht  wurde.  Solange  der  Krieg  währte,  blieb  der  Um- 
; fang  der  eingetretenen  Zertrümmerung  im  Dunkeln;  erst  die  Be- 
endigung des  Krieges  ließ  die  unheimliche  Größe  des  wirtschaft- 
lichen Trümmerfeldes  in  Erscheinung  treten.  Und  nun  ergab  sich 
^ eine  Aufgabe,  für  die  die  Partei  nur  wenig,  wenn  überhaupt,  vor- 
\ bereitet  war.  Weder  hatte  die  Führerschaft  sich  selbst,  noch  hat 
X sie  die  Massen  für  die  Aufgabe  gerüstet,  die  zusammengestürzte 
')  Wirtschaft  aufzurichten,  so  daß  es  im  gegebenen  Momente  sowohl 
\ an  den  geeigneten  Arbeitskräften,  wie  an  den  leitenden  Gesichts- 
punkten  fehlte,  um  an  die  Stelle  der  versagenden  Bureaukratie  und 
Bourgeoisie  treten  zu  können.  Selbst  das  Endziel  stand  nur  ganz 
; undeutlich  vor  Augen  und  noch  weniger  herrschte  völlige  Klarheit 
v | über  den  Weg  dahin.  Allerdings  prangte  in  den  Schriften  der  so- 
X(  zialistischen  Klassiker  die  Vergesellschaftung  an  erster  Stelle  als 
das  Mittel  zur  Anbahnung  der  sozialistischen  Gemeinschaft;  allein 
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die  theoretische  Bearbeitung  dieses  Grundsatzes  blieb  in  dem 
embryonalen  Zustande,  wie  ihn  die  ersten  Theoretiker  des  Sozi- 
alismus gelassen  und  statt  der  Klarstellung  der  Maßnahmen,  die 
bei  einer  Eroberung  der  politischen  Macht  durch  die  Arbeiterklasse 
unmittelbar  und  in  weiterer  Folge  zu  treffen  wären,  ging  der 
ganze  Streit  um  die  Taktik  der  Partei,  wie  sie  rasch  zu  ihrem  — 
noch  gar  nicht  oder  doch  höchst  unvollkommen  vorgestelltem  — öko- 
nomischen Ziele  gelangen  könne.  Je  leidenschaftlicher  die  politische 
Aktion  erörtert  wurde,  desto  größer  war  die  Vernachlässigung  der 
Fragen  der  wirtschaftlichen  Aktion.  Und  von  Karl  Marx  an,  der  keine 
Rezepte  für  die  Garküche  der  Zukunft  schreiben  wollte,  bis  zu 
seinen  jüngsten  Schülern  wurden  alle  Zukunftspläne  als  utopistisch 
abgelehnt  und  sogar  auch  wissenschaftliche  Untersuchungen  der 
Notwendigkeiten,  die  ein  politischer  Umsturz  allenfalls  erzeugen 
könnte,  unterlassen.  Demgemäß  ist  die  Ausbeute  an  Schriften 
über  die  wirtschaftlichen  Forderungen  eine  äußerst  spärliche.  Das 
erscheint  umso  auffälliger,  als  gerade  die  marxistische  Linke,  die  die 
• geistige  Führung  die  längste  Zeit  hindurch  innehatte,  stets  den 
Standpunkt  vertrat,  daß  nicht  eine  auf  die  evolutionistische,  son- 
dern auf  die  revolutionäre  Gestaltung  der  Dinge  gerichtete  Taktik 
zu  verfolgen  sei,  und  als  Kautsky,  welcher  dieser  politischen 
Praxis  die  theoretische  Begründung  lieferte,  mit  der  Klärung  der 
sozialistischen  Wirtschaftsforderungen  einen  verheißungsvollen 
Anfang  gemacht  hatte.  (Siehe  dessen  Schriften  über  das  Erfurter 
Programm,  Am  Tage  der  Revolution,  Der  Weg  zur  Macht;  ferner 
die  von  ihm  herausgegebene  Arbeit  Atlanticus’-Ballod  über  den 
Zukunftsstaat  u.  a.) 

Eine  genauere  Darlegung  und  Bearbeitung  der  ökonomischen 
Forderungen  des  Sozialismus  und  der  Mittel  zu  ihrer  Verwirk- 
lichung unterblieb  auch  dann,  als  von  bürgerlicher  Seite  die  An- 
regungen immer  häufiger  erfolgten.  Weder  die  Arbeiten  Schäftles 
noch  die  Anton  Menge rs  führten  dazu,  die  Voraussetzungen, 
unter  welchen  die  Umwandlung  des  Privateigentums  an  den  Pro- 
duktionsmitteln vor  sich  gehen  könnte,  vom  sozialistischen  Stand- 
punkte aus  zu  prüfen  und  die  Modalitäten  hiefür  zu  formulieren. 
All  das  erschien  als  unzeitgemäß,  überflüssig  und  zwecklos,  eine 
Auffassung,  die  umso  befremdender  ist,  als  mit  der  revolutionä- 
ren Umwälzung  durch  den  vermuteten  Weltkrieg  bestimmt  ge- 
rechnet wurde.  Je  wahrscheinlicher  die  politische  Katastrophe 
wurde,  desto  mehr  geriet  der  eigentliche  Inhalt  der  marxistischen 
Krisentheorie  in  Vergessenheit;  an  die  Einzelheiten  der  Ueberfüh- 
rung  der  Produktionsmittel  in  Gesellschaftseigentum  ward  gar 
nicht  gedacht,  weil  man  alles  auf  die  eine  Karte  der  politischen 
Methode  und  den  Parlamentarismus  setzte,  im  übrigen  aber  auf 
den  vom  Imperialismus  erwarteten  Zusammenbruch  sich  verließ. 
Arbeiterschutz  und  soziale  Reformen  überhaupt  ließ  man  aller- 
dings gelten,  aber  auch  nur  insoweit,  als  sie  mit  der  politischen 
Aktion  vereinbarlich  waren;  die  wirtschaftliche  Selbsthilfe,  von 
deren  Anwendung  die  eigentliche  Schulung  der  Arbeiterschaft  und 
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ihre  Befähigung  für  die  Uebernahme  wirtschaftlicher  Funktionen 
abhing,  das  Genossenschaftswesen  wurde  unterschätzt  — eine 
Haltung,  die  sehr  im  Widerspruch  stand  mit  der  theoretischen 
Wertschätzung  der  wirtschaftlichen  Selbsthilfe,  die  die  »Koopera- 
tion« der  Arbeiter  bei  allen  großen  Sozialisten  von  Karl  Marx 
bis  Karl  Kautsky  fand.  Ersterer  nennt  (in  der  dem  Genfer 
Kongreß  der  Internationale  1866  vorgelegten  Resolution)  die  Ge- 
nossenschaften »eine  der  Triebkräfte  zur  Umwandlung  der  gegen- 
wärtigen Gesellschaft«;  und  Kautsky  spricht  im  gleichen  Sinne 
in  mehreren  Schrjften  von  der  »nicht  unwichtigen  Rolle  (der  Ge- 
nossenschaften) im  Emanzipationskampf  der  Arbeiterklasse«. 
Kautsky  stellt  sich  die  sozialistische  Gesellschaft  als  »eine  unge- 
heure Konsumgenossenschaft«  vor  und  in  dem  1918  erschienenen 
Buche  über  die  Uebergangswirtschaft  führt  er  aus:  »Die  Ge- 
nossenschaft der  Arbeiter  als  Produzenten  und  Konsumenten  — 
das  ist  die  Basis,  auf  der  sich  die  sozialistische  Produktionsweise 
wird  aufbauen  müssen«.  Auch  ein  Vertreter  der  Linken  wie  Dr. 
Max  Adler  nennt  in  seinen  »Studien  zur  Geistesgeschichte  des 
Sozialismus«  die  Konsumvereine  »eines  der  gewaltigsten  Mittel 
im  Emanzipationskampf  des  Proletariats  aller  Länder«.  Daß  auch 
Dr.  Otto  Bauer  die  große  Bedeutung  der  Genossenschaften  nicht 
verkannte,  geht  aus  mehreren  Stellen  seiner  Broschüre  »Der  Weg 
zum  Sozialismus«  deutlich  hervor. 

Umso  größer  ist  die  Ueberraschung,  daß  die  Genossen- 
schaften bei  der  Schaffung  der  Rechtsordnung  für  die  Unterneh- 
mungen der  sozialistischen  Wirtschaft  links  liegen  blieben. 
Das  Gesetz  über  die  sozialisierten  Betriebsformen  kennt  nur 
zwei  Kategorien  derselben:  die  gemeinwirtschaftliche  Anstalt  — 
ein  Mixtum  compositum  von  öffentlichen  und  privaten,  alten  oder 
neuen  Einzel-  oder  Gesellschafts-Unternehmungen  — und  soziali- 
sierte Kapitalsgesellschaften  (Aktien- oder  G.  m.  b.  H.).  Der  beiden 
Kategorien  gemeinsame  Grundzug  ist,  daß  sie  auf  die  öffentlichen 
Unternehmungen  von  Gebietskörperschaften  sowie  auf  private 
Betriebe  aufgebaut  werden  sollen;  es  ist  mehr  als  naheliegend, 
daß  der  bureaukratische  und  fiskalische  Einfluß  einerseits,  der 
privatkapitalistische  anderseits  im  Anfang  sicherlich,  aber  auch 
später  wahrscheinlich,  vorwiegen  wird.  Offenbar  hofft  man,  daß 
die  Vertreter  der  Arbeiter  und  Angestellten  in  der  Anstaltsver- 
sammlung diese  Einflüsse  der  Bureaukratie  und  des  Privatkapitals 
paralysieren  werden;  allein  die  Hoffnung  kann  nicht  sehr  stark 
sein,  denn  es  handelt  sich  nicht  um  Vertreter  der  Arbeiter  als 
Konsumenten,  sondern  um  solche  der  in  der  betreffenden  Unter- 
nehmung beschäftigten  Arbeiter,  die  — was  ganz  natürlich  ist  — 
vorerst  ihre  Lohninteressen  und  in  zweiter  und  dritter  Linie  erst 
ihre  Konsuminteressen  zu  wahren  bestrebt  sein  werden,  abgesehen 
davon,  daß  die  Arbeiter  bloß  im  Verhältnis  wie  1 zu  3 vertreten, 
also  in  der  Minorität  sind.  Von  einer  Vertretung  der  Verbraucher, 
wie  sie  in  der  Broschüre  Dr.  Otto  Bauers  verheißen  wurde,  ist 
überhaupt  nichts  oder  nur  so  nebenher  etwas  wahrzunehmen. 
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Betrachtet  man  die  organisatorische  und  rechtliche  Konstruk- 
tion der  G.  W.  A.  genauer,  so  tritt  der  eigentliche  Charakter  der 
sozialisierten  Unternehmungen  unverkennbar  hervor:  Sie  sind  das, 
was  man  früher  gemischtwirtschaftliche  Betriebe  nannte,  und  die 
ganze  »Sozialisierung«  beschränkt  sich  sonach  im  wesentlichen 
darauf,  daß  der  Anstaltsversammlung  auch  Betriebsräte  angehören, 
die  ja  auch  sonst  künftig  bei  den-  Kapitalsgesellschaften  deren 
Verwaltung  beeinflussen  werden,  sowie  auf  den  Umstand,  daß  auch 
die  Verbraucher  einer  bestimmten  Gebietskörperschaft  vertreten 
sein  können.  Noch  mehr  gilt  dies  von  den  gemeinwirtschaftlichen 
Gesellschaften. 

Diese  Tatsache  muß  man  festhalten  und  die  Frage  ist  nun, 
ob  diese  Art  der  Sozialisierung  eine  besonders  verheißungsvolle  ist? 
Man  kann  die  Frage  schlankweg  verneinen,  weil  ja  bisher  schon  öffent- 
liche Unternehmungen  »im  Dienste  der  Allgemeinheit«  stehen, 
ohne  daß  man  ihnen  den  Charakter  von  sozialisierten  Betrieben 
zuerkennen  möchte.  Was  die  neuen  Unternehmungen  von  den 
alten  Staatsbetrieben  unterscheidet,  ist  auch  nicht  die  »Anstalts- 
versammlung« und  der  »Ueberwachungsausschuß«,  in  welchen 
Körperschaften  Delegierte  der  im  Betrieb  angestellten  Arbeiter  und 
Beamten  sich  befinden  — die  werden,  wie  erwähnt,  ebenso  bei  nicht 
sozialisierten  Kapitalgesellschaften  ihren  Einfluß  geltend  machen, 
können  — sondern  ihr  sonstiger  Zusammenhang  mit  der  Wirtschaft 
der  Gebietskörperschaft,  für  deren  Bevölkerung  sie  produzieren 
werden.  Dies  sowie  die  allgemeine  Demokratisierung,  die  in  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  vom  Staate  bis  zur  Gemeinde  Platz  ge- 
griffen hat  und  die  nunmehr  auch  in  die  gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmungen  eindringt,  verleiht  letzteren  einen  gemeinwirt- 
schaftlichen Charakter.  Allerdings  die  Vertreter  der  Gebietskörper- 
schaft, für  welche  die  G.  W.  A.  begründet  ist,  werden  Interessen 
des  Konsums  wahrzunehmen  haben;  aber  freilich  — von  einer 
eigenen,  eigentlichen  Interessenvertretung  der  Verbraucher,  wie 
bei  den  Konsumgenossenschaften,  ist  diese  Methode  ziemlich 
weit  entfernt. 

Umso  mehr  hätte  man  erwarten  dürfen,  daß  die  Verbraucher, 
soweit  sie  durch  eine  Sozialisierung  ihrer  Haushaltungen  die  der 
Gesamtwirtschaft  in  Angriff  genommen  haben,  mit  ihren  gemein- 
nützigen Anstalten  im  Gesetze  angeführt  werden.  Denn  ob  eine 
Konsumentenorganisation  eine  Million  Haushaltungen  mit  allen 
möglichen,  d.  h.  heute  erfaßbaren  Lebensmitteln  und  Bedarfs- 
gegenständen versorgt;  oder  ob  eine  staatliche  G.  W.  A.  (die 
übrigens  in  der  Regel  nur  einen  Artikel  zu  liefern  bestimmt  ist) 
dies  tut,  kommt  im  Grunde  auf  das  Gleiche  heraus.  Ja  man  wird 
der  Konsumentenorganisation  zubilligen  müssen,  daß  ihre  Leistung 
viel  mehr  den  Charakter  der  Gemeinnützigkeit  und  der  Gemeinwirt- 
schaft an  sich  trägt  als  jene  der  reich  privilegierten  G.  W.  A. 
Erstens  umfaßt  der  Kreis  ihrer  Versorgung  eine  weit  größere  An- 
zahl von  Waren,  sodann  kommen  ihre  Gebarungsüberschüsse 
vollständig  den  Verbrauchern  zugute;  drittens  schaltet  sie  alle 
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Zwischenglieder  im  Handel  und  Verkehr  aus  (was  auf  die  G.  W.  A. 
nicht  zutrifft,  die  sich  u.  a.  des  privaten  Zwischenhandels  be- 
dienen muß).  Und  was  die  Hauptsache,  das  Wertvollste  an  der 
genossenschaftlichen  Organisation  ist:  Sie  gewöhnt  die  Verbraucher 
daran,  sich  auf  die  eigenen  Beine  zu  stellen  und  sich  nicht  in 
allem  und  jedem  auf  die  Hilfe  von  oben,  auf  die  Bevormundung 
durch  den  Staat  zu  verlassen.  Für  ein  so  zur  Bedientenhaftigkeit 
neigendes  Volk,  wie  es  die  Deutschösterreicher  nun  einmal  sind, 
ein  Vorteil  von  geradezu  ungeheurem  Werte  ! Niemals  war  die 
Zeit  geeigneter  für  die  Erziehung  der  Massen  zur  wirtschaftlichen 
Selbsthilfe  als  jetzt  und  niemals  war  es  bedenklicher,  sie  immer 
wieder  auf  die  Staatshilfe  zu  vertrösten  wie  in  der  Zeit  der 
Staats  o h n m ac  ht ! Wer  etwa  da  glaubt,  daß  heute  nach  diesen 
gewaltigen  Wertzerstörungen  die  Staatsgewalt  größer  sei  als  vor- 
dem; daß  Staats-  und  Privatkapital  allein  den  Wiederaufbau  der 
Wirtschaft  bewerkstelligen  werden,  daß  die  Gesellschaft  der  frei- 
willig organisierten  Selbsthilfe  entbehren  könne  — der  ist  mehr 
Utopist  als  jemals  ein  St.  Simon,  ein  Fourier,  ein  Owen  waren. 
Denn  der  Staat,  dieses  kälteste  der  Ungeheuer,  zieht  seine  Kräfte 
aus  der  Gesellschaft,  und  ein  Sozialdemokrat,  der  dies  übersieht 
und  deren  Allgewalt  unterschätzt,  überschätzt  die  Macht  des  Staates, 
ist  ein  Phantast  oder  ein  verantwortungsloser  Demagoge.  Nur  ein 
Genossenschafter,  der  nüchtern  mit  den  realen  Möglichkeiten 
rechnet  und  Stein  um  Stein  zum  Bau  der  Gemeinwirtschaft  fügt, 
befindet  sich  auf  dem  Wege  zum  Sozialismus. 

Aus  diesem  Grunde  war  es  ein  böser  Fehler,  die  Konsum- 
genossenschaften im  Gesetze  über  die  G.  W.  A.  nicht  expressis 
verbis  als  selbständige  Träger  der  Sozialisierung  anzuerkennen, 
sie,  die  Ur-  und  Vorbilder  der  Gemeinwirtschaft,  die  einzigen 
Unternehmungen,  die  seit  Jahrzehnten  an  der  Sozialisierung  der  Wirt- 
schaft erfolgreich  arbeiten;  die  die  weitaus  wichtigste  Leistung  dafür 
vollbringen  : die  Erziehung  der  Massen  zur  Gemeinwirtschaft ! Die 
Unterlassung  ist  nur  aus  der  völligen  Unvertrautheit  mit  den 
soziologischen  Tatsachen  und  Problemen,  mit  dem  Dünkel  der 
politischen  Juristen  und  Nationalökonomen,  mit  der  Verblendung 
zu  erklären,  die  der  parlamentarische  Kretinismus  herbeiführt. 
Quod  non  in  actis,  non  est  in  mundo,  sagt  der  Bureaukrat.  Aehn- 
lich  meint  der  hochnäsige  Marxist  und  Politiker  : Was  nicht  im 
Karl  Marx  steht  und  nicht  vom  »Staate«  geaicht  und  gestempelt 
wird,  existiert  nicht.  Der  gute  Mann  läßt  die  Sozialisierung 
nur  so  weit  gelten,  als  die  Gebietskörperschaft  offiziell  und 
finanziell  daran  beteiligt  ist.  Wo  ihre  Bureaukratie  nicht  ihre 
Nase  und  ihre  — Hand  hat,  da  gibt  es  keine  Sozialisie- 
rung. Weil  die  Konsumvereine  die  Gemeinwirtschaft  autonom  be- 
treiben, ohne  einen  Staatskommissarius  zu  befragen;  weil  sie  sich 
ausschließlich  der  Kontrolle  ihrer  Mitglieder  unterwerfen  und  nicht 
eine  ganze  Gebietskörperschaft  umfassen,  obgleich  sie  einer  solchen 
in  kaum  einer  Hinsicht  wesentlich  nachstehen  — darum  dürfen 
sie  die  Sozialisierung  nur  als  Bestandteil  einer  G.  W.  A.,  nicht 
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aber  selbständig  im  eigenen  Wirkungskreise  durchführen.  Sie 
dürfen  Baumaterial  einer  Anstalt  sein,  nicht  aber  ein  Instrument 
der  Sozialisierung.  Sie,  die  am  ersten  berufen  sind,  die  Wirtschaft 
zu  sozialisieren,  weil  sie  dies  seit  einem  halben  Jahrhundert  tun 
und  weil  es  ohne  organisierten  Konsum  keine  sozialisierte  Produktion 
geben  kann;  sie  sind  angeblich  nicht  sozialisiert,  weil  sie  sich  einzig 
und  allein  auf  die  eigene  Kraft  stützen,  weil  sie  die  wirtschaft- 
liche Selbsthilfe  als  Grundlage  beibehalten  wollen  und  die  Staats- 
hilfe entbehren  können;  weil  ihr  Personenkreis  mit  jenen  einer 
Gebietskörperschaft  nicht  zusammenfällt  und  sie  aller  Hoheits- 
attribute der  letzteren  entbehren  . . . Eine  kindischere  und  klein- 
lichere Auffassung  vom  Wesen  der  Genossenschaft  als  jene,  die 
in  dem  Gesetz  über  die  G.  W.  A.  indirekt  zum  Ausdruck  kommt, 
läßt  sich  schwerlich  denken. 

Ein  weiterer  Hauptmangel  des  Gesetzes,  das  die  soziali- 
sierende Eigenschaft  der  Konsumvereine  übersieht  und  sie  selbst 
als  sozialisierte  Gemeinschaften  nicht  kennt,  liegt  in  dem  Fehlen 
einer  Bestimmung,  welche  die  Konsumvereine  vor  einer  Ent- 
eignung durch  feindselige  Mehrheiten  in  Nationalversammlung  und 
Regierungen  sicherstellt.  Wenn  man  aber  den  Konsumvereinen  fast 
ostentativ  versagte,sichanderSozialisierungselbständigzubeteiligen; 
wenn  man  schon  den  G.  W.  A.  ein  Privileg  einräumte  und  sie 
neben  Kapitalsgesellschaften  (!)  als  die  einzigen  Träger  der  so- 
zialisierten Wirtschaft  über  die  Genossenschaften  stellte,  die  immer- 
hin vor  kapitalistischen  Aktienunternehmungen  mancherlei  voraus 
haben  ; dann  hätte  man  mindestens  den  Konsumvereinen  einen 
Schutz  gegen  Enteignung  gewähren  sollen.  Wer  bürgt  dafür,  daß 
nicht  einmal  der  Versuch  gemacht  wird,  diese  sozial  wertvollste  Asso- 
ziationsform mittelst  der  G.  W.  A.  einzuschmelzen  und  in  eine 
öffentliche  Unternehmung  aufgehen  zu  lassen?  Und  wie  sollen 
sich  die  Konsumvereine  weiter  entwickeln,  wenn  etwa  eine  Ge- 
bietskörperschaft die  Warenverteilung  selbst  in  die  Hand  nimmt? 
All  diese  Möglichkeiten  sind  gegeben  und  in  dem  Gesetze  über 
die  G.  W.  A.  nicht  berücksichtigt.  Dadurch  erscheinen  nicht  bloß 
die  Konsumvereine,  sondern  auch  die  Erfolge  der  Sozialisierungs- 
aktion selbst  gefährdet,  insbesondere  wenn  man  sich  vor  Augen 
hält,  daß  eine  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  ohne 
einen  organisierten  Konsum  auf  schwankem  Boden  ruht,  daß 
diese  Organisation  nach  der  Sachlage  nur  eine  genossenschaftliche 
sein  kann.  Denn  darüber  besteht  kein  Zweifel:  Ohne  Sozialisierung 
des  Konsums  gibt  es  keine  Sozialisierung  der  Produktion,  die 
prosperieren  könnte  ! Die  Rentabilität  der  sozialisierten  Produk- 
tionsbetriebe hängt  zum  großen  Teile  von  der  Sozialisierung  der 
Warenabgabe  ab.  Eine  gesicherte  Verteilung  der  Erzeugnisse  jener 
Betriebe  hat  zur  Voraussetzung  den  genossenschaftlich  organisierten 
Absatz.  Diese  Sicherung  ist  durch  die  Einmauerung  der  Konsum- 
vereine in  eine  G.  W.  A.  nicht  zu  erreichen. 

Und  dann  : Die  Sozialisierung  war  die  große  Gelegenheit 
für  die  Konsumvereine.  Nun  ist  die  Stunde  versäumt.  Zwar  kann 
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der  Punkt  13  des  sozialdemokratischen  Parteiprogramms,  welcher 
ihre  Freistellung  fördert,  noch  durch  eine  Novellierung  des  Ge- 
nossenschaftsgesetzes seine  Verwirklichung  finden.  Aber  es  handelt 
sich  heute  um  mehr  als  um  die  »Befreiung  der  Wirtschafts- 
genossenschaften der  Arbeiter  von  allen  ihre  Tätigkeit  hemmenden 
Lasten  und  Schranken«  ; es  handelt  sich  um  die  Sozialisierung 
der  Wirtschaft  durch  die  Genossenschaften,  um  die  Vorbereitung 
und  Sicherung  dieser  Sozialisierung,  und  dieses  Ziel  wäre  zu 
erreichen  gewesen,  wenn  man  die  Wirtschaftsgenossenschaften  als 
gleich-  und  eigenberechtigte  Träger  der  Gemeinwirtschaft  gesetzlich 
anerkannt  hätte. 

II. 

Der  genossenschaftliche  Weg. 

Die  Rückständigkeit  des  sozialistischen  Wirtschaftsprogramrns 
ist  eklatant  und  sie  länger  zu  verhehlen,  wäre  eine  demagogische 
Feigheit.  Wer  unser  Parteiprogramm  ansieht,  der  findet  kaum 
einen  kargen  Hinweis  auf  jene  Forderung,  die  die  Grundforderung 
aller  Sozialisten  war  : auf  die  Vergesellschaftung  der  Produktions- 
mittel. So  wie  die  Probleme  der  Agrarreform,  der  Grund-  und 
Bodenfrage,  der  Handels-  und  Zollpolitik,  der  Bevölkerungs-  und 
Kolonialpolitik  ist  auch  die  große  Frage  der  Vergesellschaftung 
der  Produktionsmittel  und  der  Sozialisierung  der  Wirtschaft  über- 
haupt ungeklärt,  ja  unbearbeitet.  Kaum  daß  durch  unverbindliche 
Aeußerungen  einzelner  Theoretiker  die  Grundtatsachen  und  End- 
ziele aufgehellt  sind;  die  Mittel  und  Wege  dahin  liegen  im 
Dunkeln.  Selbst  das  Erfurter  Programm  spricht  nur  obenhin  von 
der  anzustrebenden  »Verwandlung  des  kapitalistischen  Privat- 
eigentums an  Produktionsmitteln  in  gesellschaftliches  Eigentum«  und 
von  »Umwandlung  der  Warenproduktion  in  sozialistische,  für  und 
durch  die  Gesellschaft  betriebene  Produktion«.  Aber  das  »Wie?« 
— das  ist  die  Frage  und  die  kann  nicht  durch  Improvisationen 
beantwortet  werden.  Heute  rächt  sich  schwer  die  Unterlassung 
jedweder  eindringenden  theoretischen  Zergliederung  des  Problems. 
Das  Uebel  hat  natürlich  seine  tiefe  Ursache;  es  ist  Zeit,  dieselbe 
aufzudecken.  Nicht  nur  die  Geheimdiplomatie,  auch  die  Geheim- 
demokratie hat  ihre  Gefahren. 

Hier  freilich  ist  nicht  der  Ort  zu  einer  weitläufigen  Er- 
örterung; vorläufig  genügt  die  Feststellung  der  Tatsache : 
So  klar  das  Ziel  des  ökonomischen  Sozialismus,  die  Ver- 
gesellschaftung der  Produktionsmittel  erkannt  wurde,  so  dunkel 
blieb  der  Weg  dahin.  Der  Streit  zwischen  »Revisionismus«  und 
Marxismus  alter  Observanz  trug  zur  Aufhellung  des  für  die  Ent- 
wicklung in  Betracht  kommenden  Sachverhaltes  vieles  bei;  alle 
Fragen  konnte  auch  er  nicht  lösen  und  die  volle  Erkenntnis  fehlt 
heute  noch.  Das  beweisen  gerade  die  Ereignisse  der  Gegenwart. 


8 


Man  sollte  glauben  — und  viele  glauben  es!  — daß  die  gewaltige 
Erschütterung  des  Wirtschaftslebens  uns  nicht  nur  den  politischen 
Umsturz,  sondern  auch  gleich  die  ökonomische  Umwälzung  bringen 
werde,  daß  der  Ablösung  des  Kapitalismus  durch  den  Sozialismus 
nichts  mehr  im  Wege  stehe.  Allein  jetzt  wissen  es  auch  die 
Sozialisierungs-Utopisten,  daß  eine  solche  Annahme  auf  falscher 
Beurteilung  der  Tatsachen  beruhe.  Politische  und  wirtschaftliche 
Revolution  sind  zweierlei,  wenn  sie  auch  gewiß  aufs  innigste 
Zusammenhängen  und  sich  gegenseitig  bedingen.  Darauf  hier 
näher  einzugehen,  ist  aus  Zeit-  und  Raummangel  unmöglich; 
denn  das  hieße,  in  den  noch  keineswegs  ausgefochtenen  Streit 
über  und  um  die  materialistische  Geschichtsauffassung  sich 
versenken  und  würde  ein  eigenes  Kapitel  — oder  auch 
mehrere  — erfordern.  Aber  so  viel  dürfte  heute  schon  als 
unbestritten  gelten:  daß  mehr  als  ein  Weg  nach  Rom  führt 
und  daß  alle  diese  Wege  beschritten  werden  müssen.  Ge- 
trennt marschieren  und  vereint  schlagen  — das  ist  die  strate- 
gische Parole  für  den  Klassenkampf  des  Proletariats,  wenn  es  die 
Zitadelle  des  Kapitals  ohne  überflüssige  Opfer  erobern  und  be- 
haupten will. 

Eine  der  Methoden  der  Sozialisierung  der  Wirtschaft,  und 
zwar  die  wirksamste,  sofort  anwendbare  und  daher  wichtigste, 
ist  die  Durchsetzung  des  genossenschaftlichen  Prin- 
zips auf  dem  Gebiete  des  Konsums  und  der  für  diesen 
erforderlichen  Produktion.  Gelingt  es,  eine  Ge  m e i n w i rt  sch  af  t 
der  proletarischen  Haushaltungen,  zu  welchen  ja  auch 
die  der  Angestellten  und  Beamten  gehören,  herzustellen,  dann  ist 
damit  die  Frage  der  Sozialisierung  der  Wirtschaft  zum  Teile 
wenigstens  gelöst.  Diese  Lösung  aber  ist  keine  Utopie,  keine  un- 
mögliche Sache;  sie  hat  nur  eines  zur  Voraussetzung:  unermüd- 
liche zielbewußte  und  energische  Genossenschaftsarbeit.  Es  handelt 
sich  darum,  zirka  1 Million  Haushaltungen  in  Konsumvereinen 
zu  sammeln.  Diese  Million  Haushaltungen  — auf  mehr  ist  zu- 
nächst nicht  zu  rechnen,  braucht  auch  nicht  gerechnet  zu  werden  — 
umfassen  etwa  3 bis  3l/2  Millionen  Köpfe.  Das  ist  die  Hälfte  der 
Bevölkerung  Deutschösterreichs.  Schon  hiedurch,  durch  die  bloße 
Organisation  der  3 Millionen  Konsumenten,  wäre  ein  bedeutender 
vielfach  entscheidender  Einfluß  auf  den  Warenmärkten  gewonnen. 
Denn  es  bedarf  keiner  Beweisführung,  um  zu  begreifen,  daß  die 
Kaufkraft  der  halben  Einwohnerschaft  des  Staates  auch  den  bürger- 
lichen Groß-  und  Zwischenhandel  unter  die  Kontrolle  des  organi- 
sierten Konsums  zwingt  und  daß  somit  die  Möglichkeit  gegeben 
ist,  die  Preiskalkulation  in  entscheidender  Weise  mitzubestimmen. 

Das  wäre  aber  nur  der  Anfang  des  Anfangs  der  Soziali- 
sierung durch  die  Konsumgenossenschaften;  wäre  jedoch  eine  ver- 
heißungsvolle unvermeidliche  Einleitung  dazu.  Gemeinwirtschaft 
kann  ohne  Staat  betrieben  werden;  niemals  aber  ohne  die  ge- 
nossenschaftliche Organisation  des  Konsums,  d.  h.  ohne  die  ge- 
sammelte Kaufkraft  von  Haushaltungen,  ohne  Sicherung  des 
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Absatzes  durch  diese,  ohne  die  vorausberechenbare  Bedarfsdeckung, 
ohne  den  Verwaltungs-  und  Verteilungsapparat.  Dieser  Apparat 
ist  — nicht  zuletzt!  — eine  unerläßliche  technische  Voraussetzung 
der  Sozialisierung,  sofern  sie  in  der  Uebernahme  der  Betriebs- 
führung der  bisher  privatkapitalistischen  Unternehmungen  durch 
die  organisierten  Konsumenten  einzelner  Gebietskörperschaften 
besteht.  Er  ist  es,  der  dann  auch  die  zweite  notwendige 
Voraussetzung  schaffen  hilft:  die  Ansammlung  eines  entspre- 
chenden Sozialkapitals,  eines  Sozialisierungskapitals  zur  Aus- 
gestaltung der  Eigenproduktion,  zur  Ablösung  enteigneter 
Privatbetriebe,  zur  Investition  für  die  Weiterführung  der  Ver- 
gesellschaftung. Rechnet  man,  daß  die  eine  Million  Haushaltun- 
gen nur  um  1000  K jährlich  für  je  eine  Familie  Waren  aus  dem 
Konsumverein  bezieht,  so  ergibt  sich  insgesamt  eine  Milliarde 
Umsatz.  Das  ist  nicht  viel  und  wohl  die  unterste  Grenze  des 
wahrscheinlichen  Geldwertes.  Immerhin,  sie  wird  zunächst  aus- 
reichen, um  auf  den  Warenmärkten  die  Preise  der  Diktatur  der 
Kapitalisten  zu  entziehen  und  diese  in  manchen  Artikeln  zu 
brechen.  Da  gemäß  dem  genossenschaftlichen  Verkaufsmodus  die 
Waren  zum  Tagespreis  abgegeben  werden,  läßt  sich  zwischen 
Groß-  und  Detailpreis  eine  ausreichende  Spannung  erzielen  und 
so  ein  »Reingewinn«  von  5 Prozent  des  Umsatzes  erübrigen,  der 
— da  die  »Dividendenausschüttung  für  einige  Jahre  unter  Zu- 
stimmung der  Mitglieder  sistiert  werden  könnte  — für  die  Thesau- 
rierung zur  Gänze  in  Betracht  käme.  Das  hieße  alljährlich  eine 
runde  Summe  von  50  Millionen  Kronen  zur  Verfügung  zu  er- 
halten, ein  Betrag,  der  alsbald  eine  steigende  Tendenz  aufweisen 
und  die  planmäßige  Ausgestaltung  der  Eigenproduktion,  den  An- 
kauf von  landwirtschaftlichen  Betrieben,  von  Transportmitteln  etc. 
gestatten  würde. 

Die  planmäßige  Ausgestaltung  der  Eigenproduktion  — das 
wäre  die  zweite,  die  eigentliche  Hauptaufgabe  einer  zielbewußten 
Genossenschaftsbewegung,  die  auf  die  Sozialisierung  der  Wirt- 
schaft für  den  organisierten  Konsum  und  durch  den  Konsum 
ausgeht.  Denn  erst  die  Vergesellschaftung,  d.  h.  Vergenossen- 
schaftung der  Produktionsmittel  bedeutet  die  Verwirklichung  des 
Sozialismus.  Unter  diesen  Produktionsbetrieben  stehen  diejenigen, 
welche  den  Konsum  unmittelbar  berühren,  im  Vordergrund.  Das 
ist  selbstverständlich  vom  Standpunkte  des  praktischen  Genossen- 
schafters, der  der  berufene  »Sozialisieren  ist;  nicht  aber  vom 
Standpunkte  des  marxistischen  Sozialisten  und  radikal-revolutio- 
nären Politikers,  der  die  Vergesellschaftung  der  Produktion  von 
der  weiterverarbeitenden  Industrie  her  zu  beginnen  geneigt  ist. 
Allein  ein  Irrtum  von  Karl  Marx  war  es  nicht,  wenn  er  die 
Abschaffung  der  Ausbeutung  von  der  Seite  der  Industrie  eher 
für  möglich  hielt  als  die  Befreiung  vom  Handelsprofit  durch  den 
organisierten  Konsum.  Marx  täuschte  sich  über  die  politischen 
Möglichkeiten  hiefür  — sowie  über  die  wirtschaftlichen  Voraus- 
setzungen. Heute  sehen  wir  deutlicher:  die  Vergesellschaftung  des 
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Privateigentums  an  den  eigentlichen  Produktionsmitteln  kann 
nicht  im  Sturm  vorgenommen  werden;  kann  nicht  das  erste 
Gefecht  im  revolutionären  Kriege  gegen  den  Kapitalismus  sein, 
sondern  nur  der  Abschluß  dieses  Krieges;  denn  die  Uebernahme 
und  Anwendung  der  industriellen  Erzeugung  durch  die  Gesell- 
schaft ist  in  der  Praxis  weitaus  schwieriger  als  die  genossen- 
schaftliche Organisation  des  Konsums.  Nicht  allein,  daß  für 
letztere  bedeutende  Vorarbeiten  bereits  geleistet  sind,  daß 
mannigfache  Vorbilder  die  Nachahmung  erleichtern,  ist  die  kom- 
merzielle und  finanzielle  Behandlung  von  Gebrauchsgegenständen 
an  sich  eine  immerhin  leichtere  Aufgabe  als  die  Produktion,  ob- 
wohl oder  vielmehr  gerade  weil  Handel  und  Vertrieb  der  Waren 
verhältnismäßig  mehr  geistige  Arbeit  in  Anspruch  nehmen  als 
die  Erzeugung  der  Waren.  Wir  haben  an  geistigen  Arbeitern 
einen  Ueberfluß,  und  es  zeigt  sich  überhaupt  und  allenthalben, 
daß  dem  Handel  und  Verkehr  weit  größere  Massen  der  Be- 
völkerung Zuströmen  als  der  Produktion.  Das  hat  seinen  Grund 
einerseits  in  den  beschränkten  Produktionsgelegenheiten,  anderer- 
seits aber  auch  darin,  daß  Handel  und  Wandel  von  der  Mehr- 
zahl der  Menschen  technisch  leichter  zu  bewältigen  sind  als  die 
Warenproduktion.  Es  würde  zuweit  führen,  die  inneren  Gründe 
für  diese  Erscheinung  aufzuzeigen.  Die  Tatsache,  daß  die  Arbeiter 
selbst  es  waren,  die  sich  instinktiv  zuerst  der  Organisierung 
des  Konsums  im  großen  Stile  und  der  Warenverteilung  zuwen- 
deten, spricht  deutlich  genug.  Darum  kommen  für  die  Vergesell- 
schaftung der  Produktionsmittel  vor  allem  jene  Betriebe  in  Frage, 
die  den  Konsum  direkt  versorgen  und  ihm  ohne  Schwierigkeiten 
angegliedert  werden  können.  Es  sind  dies  die  Mühlen  und  die 
Brotbäckereien,  Teigwaren-  und  Konservenfabriken  sowie  die 
diversen  landwirtschaftlichen  Nebenindustrien. 

Von  diesen  Lebensmittelgewerben  gibt  es  kaum  eines,  das 
nicht  in  absehbarer  Zeit  der  Vergesellschaftung,  bezw.  Vergenossen- 
schaftung zugeführt  werden  könnte.  Weder  sind  hier  die  finan- 
ziellen noch  die  betriebstechnischen  Schwierigkeiten  derart,  daß 
sie  nicht  alsbald  völlig  überwunden  werden  könnten.  Ohne  Risiko 
läßt  sich  der  Bedarf  für  eine  Million  Haushaltungen,  die  zunächst 
in  Betracht  kommt,  im  voraus  sicherstellen  und  es  wird  bloß  die 
Frage  zu  beantworten  sein,  in  welchen  Artikeln  eine  vollständige 
Deckung  durch  die  Eigenproduktion  möglich  und  angezeigt  ist  und 
inwieweit  diese  Deckung  den  privaten  Unternehmungen  überlassen 
werden  muß.  Hiebei  rechnen  wir  gar  nicht  mit  der  Heranziehung  der 
Gemeinden,  sondern  verlassen  uns  darauf,  daß  die  Gemeinwirtschaft 
der  Million  assoziierter  Haushaltungen  binnen  wenigen  Jahren  in 
der  Lage  ist,  alljährlich  an  rund  50  Millionen  Kronen,  wie 
vorhin  angenommen,  für  Investitionszwecke  zur  Verfügung  zu 
stellen. 

Eine  dringliche  Vorsorge  ist  die  für  landwirtschaftliche  Er- 
zeugnisse: Getreide,  Kartoffeln,  Fleisch  und  Fett,  Eier  und  Mol- 
kereiprodukte. Das  erfordert  die  intensivste  Beschäftigung  mit 
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alien agrarischen  Fragen.  Nur  zu  sehr  ist  bisher  die  Landwirt- 
schaft von  sozialistischer  Seite  vernachlässigt  worden.  Die  marxi- 
stischen Theoretiker  sind  über  einige  Feststellungen,  die  noch 
dazu  von  ihnen  selbst  angefochten  werden,  nicht  hinausgekommen. 
Was  die  Praxis  anbelangt,  so  muß  man  sagen:  Ohne  die  Soziali- 
sierung des  Großgrundbesitzes  müßte  das  ganze  Sozialisierungs- 
werk eine  Halbheit  bleiben.  Abgesehen  davon,  daß  die  Bauern 
politisch  und  gesellschaftlich  bisher  schon  das  größte  Hindernis  für 
den  Sozialismus  waren,  ist  das  Problem  selbst  voller  Schwierigkeiten. 
Im  Hinblick  auf  die  Ernährung  gewann  jedoch  die  Agrarfrage 
für  die  besitzlosen  Volksklassen  heute  durch  die  Verkleinerung 
des  Wirtschaftsgebietes  eine  ungeheure  jedenfalls  ungleich 
stärkere  Bedeutung  als  je  zuvor.  Vom  Konsumentenstandpunkt 
aus  besteht  das  denkbar  lebhafteste  Interesse,  die  Leistungsfähigkeit 
der  heimischen  Landwirtschaft  auf  das  höchste  zu  steigern.  Im 
allgemeinen  ist  man  sich  ja  über  die  hiebei  anzuwendenden 
Reformaktionen  klar:  Zusammenlegung  der  zerstreuten  Acker- 
parzellen, Verbesserung  des  Dunges  und  des  Saatgutes,  Meliora- 
tionen der  Sumpfflächen,  genossenschaftliche  Betriebsführung  etc. 
Allein  alle  diese  Reformen  scheitern  zum  Teil  an  dem  Gegensatz 
zwischen  Klein-  und  Großgrundbesitz,  sowie  an  der  finanziellen 
Schwäche  des  Staates.  Auch  hier  muß  also  das  genossenschaft- 
liche Instrument  kräftig  angewendet  werden.  Diese  Anwendung 
bietet  die  einzige  Möglichkeit,  den  anti-kollektivistischen  Bauern- 
schädel mit  dem  Gemeineigentum  zu  versöhnen.  Die  Genossen- 
schaft als  Organisatorin  der  Landwirtschaft  stellt  die  erste  Stufe 
zum  Gemeineigentum  dar,  weil  sie  den  Bauer  an  gemeinsame 
Wirtschaftsführung  gewöhnt.  Die  Lösung  muß  sein : Kleines  Eigentum, 
wo  es  technisch  am  Platze  ist  und  für  solche,  die  es  intensiv 
benützen,  ohne  fremde  Arbeitskraft  auszubeuten;  das  große  Eigen- 
tum für  Genossenschaften,  Gemeinden  und  den  Staat.  Hiebei  muß 
die  Frage,  ob  die  Verbindung  zwischen  Konsum  und  Landwirt- 
schaft durch  bäuerliche  Genossenschaften  oder  durch  solche  der 
organisierten  Konsumenten  angebahnt  werden  soll,  anfangs  offen 
bleiben.  Nach  den  Erfahrungen  der  Vergangenheit  wird  es  sich 
empfehlen,  hier  nicht  durch  vorgefaßte  Meinungen,  sondern  durch 
praktische  Versuche  den  besten  Weg  zu  finden  und  zu  erproben. 
Wir  halten  beide  Assoziationsformen  für  möglich  und  zweckdien- 
lich und  erst  in  einem  späteren  Stadium  wird  sich  feststellen 
lassen,  welcher  von  den  zwei  Genossenschaftskategorien  der  Vor- 
zug zu  geben  ist.  Eine  Genossenschaftsbank  zur 
Finanzierung  der  konsumgenossenschaftlichen  Eigenproduktions- 
betriebe und  der  landwirtschaftlichen  Unternehmungen  wäre  für 
den  Bund  der  Wirtschaftsassoziationen  der  selbstverständliche 
Transformator  im  Wechselstrom  der  ökonomischen  Tätigkeit. 

Es  erscheint  aber  verfehlt,  vorauszusetzen,  daß  es  sich  bei  dem 
Aufbau  einer  derartigen  Gemeinwirtschaft,  die  aus  den  freiwilligen 
Assoziationen  der  Verbraucher  besteht,  lediglich  um  die  finanziellen 
Mittel  handeln  könnte.  Hand  in  Hand  mit  der  ökonomischen 
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Kräftigung  der  genossenschaftlichen  Organisationen,  mit  dem  Auf- 
bau eines  administrativen  und  kommerziell-technischen  Apparates 
wäre  auch  der  Sozialisierung  der  Massen  selbst  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden.  Ohne  eine  starke  Durchgeistigung  der  Bewegung 
ist  ihr  Aufschwung  auch  unter  sonst  günstigen  Bedingungen 
nicht  gut  denkbar.  Gemeinwirtschaftliches  Denken  und  Handeln 
müßte  zur  Regel  werden.  Zu  diesem  Behufe  wären  die  einzelnen 
Konsumgenossenschaften  mit  ihren  Produktionsbetrieben,  ihren 
Einkaufszentralen  und  sonstigen  Einrichtungen  in  einen  organisa- 
torischen Zusammenhang  zu  bringen,  so  daß  sie  befähigt  würden, 
einen  Oberbau  zu  tragen,  dem  größere  Aufgaben  zugewiesen 
werden  könnten. 

Als  eine  wichtige  Aufgabe  ist  die  Heranziehung  eines  tüch- 
tigen Beamten-  und  geistigen  Mitarbeiterpersonals  anzusehen. 
Diese  genossenschaftliche  Lehr-  und  Erziehungstätigkeit  hätte  sich 
aber  nicht  auf  die  Ausbildung  derjenigen  zu  beschränken,  die  in 
den  Genossenschaftsämtern  die  Arbeiten  zu  verrichten  haben, 
sondern  auch  auf  die  Ertüchtigung  der  übrigen  Funktionäre  der 
genossenschaftlichen  Organisationen,  sowie  auf  die  Disziplinierung  der 
Mitgliedschaft  zu  erstrecken.  Erst  dadurch  könnte  ein  zielbe- 
wußtes Fortschreiten  der  Genossenschaftsbewegung  und  eine 
Festigung  des  genossenschaftlichen  Gedankens  in  der  Bevölkerung 
gewährleistet  werden.  Denn  es  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  die 
Sozialisierung  der  Wirtschafts-Objekte  mit  der  Sozialisierung  der 
Wirtschafts-Subjekte  aufs  innigste  verknüpft  ist,  daß  die  innere 
Sozialisierung,  d.  h.  die  Höherentwicklung  der  Gehirne  und  der 
psychischen  Kräfte  der  Massen  eine  unerläßliche  Vorbedingung 
für  die  Aufrichtung  des  Genossenschaftsstaates  ist.  Die 
grobmaterialistische  Auffassung,  die  bisher  in  der  Politik  sowie  auch 
in  der  Wirtschaft  betätigt  wurde,  daß  es  genüge,  die  wirtschaftli- 
chen »Verhältnisse«  und  »Bedingungen«  zu  ändern,  daß  die  Or- 
ganisation alles,  ihr  Inhalt  Nebensache  ist,  daß  die  sozialistische 
Form  gleichsam  automatisch  den  Sozialismus  zeuge,  führt  zu  Rück- 
schlägen und  Enttäuschungen,  mußte  dazu  führen,  weil  man  die 
inkommensurablen  Elemente  im  Menschen  vernachlässigte. 

Die  Psyche  der  Masse  ist  als  Faktor  in  die  Rechnung  mit 
all  ihren  Unberechenbarkeiten  einzusetzen  und  zu  berücksichtigen; 
auf  die  Masse  selbst  wäre  planmäßig  suggestiv  im  Sinne  einer  Ethi- 
sierung  ihres  gesellschaftlichen  Verhaltens  einzuwirken.  Es  soll  da- 
mit keineswegs  einem  politischen  Pazifismus,  einem  Abschwören 
des  Klassenkampfes  das  Wort  geredet  oder  die  Meinung  begründet 
werden,  daß  die  Rationalisierung  der  ökonomischen  Entwicklung 
ungestört  vor  sich  gehen  könne  und  daß  die  Gewalt  kein  Faktor 
des  Aufstieges  sei.  Soweit  die  Genossenschaftsbewegung  als  Hebel 
zur  Vergesellschaftung  der  Produktionsmiittel  in  Betracht'kommt, 
ist  jedoch  die  moralische  Kraft  der  Massen  schlechthin  unentbehrlich 
und  darum  systematisch  zu  hegen  und  zu  pflegen.  Ohne  Gemein- 
sinn und  Verantwortlichkeitsgefühl  keine  Gemeinwirtschaft ! 
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III. 

Forderungen  und  Prinzipienerklärung. 

Im  Anschluß  an  das  vorstehend  entwickelte  Arbeits-Programm, 
das  nur  für  die  unmittelbare  Aktion  in  Betracht  kommt,  lassen 
sich  die  Forderungen  des  praktischen  Genossenschafts-Sozialismus 
wie  folgt  formulieren: 

1.  Gesetzliche  Festlegung  des  gemeinnützigen  Charakters  der 
Konsumgenossenschafter  durch  ihre  Bestellung  als  eigenberechtigte 
Träger  der  Sozialisierung. 

2.  Anerkennung  der  landwirtschaftlichen  Produktivgenossen- 
schaften in  derselben  Eigenschaft,  sofern  sie  ihre  Erzeugnisse  unter 
Ausschaltung  des  Zwischenhandels  verwerten. 

3.  Interessenvertretung  der  Konsumentenorganisationen  in 
staatlichen  Wirtschaftsämtern  und  Wirtschaftskammern. 

4.  Errichtung  einer  Lehranstalt  für  Genossenschaftswesen 
und  Ausgestaltung  des  Hochschulunterrichtes  für  den  gleichen 
Zweck. 

5.  Erziehung  des  Volkes  zu  gemeinwirtschaftlichem  Denken 
und  Handeln  durch  entsprechende  Verbesserung  des  Schulwesens. 

Zugleich  ist  die  bisher  zu  wenig  gewürdigte  Theorie  des 
genossenschaftlichen  Sozialismus  durch  folgende  Prinzipien- 
Erklärun.g  zu  umschreiben: 

Die  gewaltigen  Umwälzungen,  die  der  Weltkrieg  in  politi- 
scher und  wirtschaftlicher  Beziehung  für  das  deutsche  Volk  in  der 
ehemaligen  österreichisch-ungarischen  Monarchie  hervorgerufen 
oder  doch  angebahnt  hat,  stellt  die  Genossenschaftsbewegung  vor 
zum  Teil  neue,  jedenfalls  große  Aufgaben.  Diese  Aufgaben  gliedern 
sich  in  drei  Hauptgruppen. 

1.  Verbreitung  der  konsumgenossenschaftlichen  Organisation 
und  Herstellung  einer  Einheitsfront  für  alle  dem  gemeinsamen 
Warenbezug  dienenden  Vereinigungen  in  Stadt  und  Land. 

2.  Inangriffnahme  der  Eig^iproduktion  für  den  unmittelbaren 
Bedarf,  insbesondere  von  Mahlprodukten,  Obst-  und  Gemüsekon- 
serven, Bekleidungsstücken. 

3.  Zusammenwirken  mit  landwirtschaftlichen  und  Bau- 
(Wohnungs-)Genossenschaften,  Gemeinden  und  anderen  Gebiets- 
körperschaften zur  Förderung  der  vorangeführten  Zwecke. 

Es  gilt  nicht  bloß  die  Massen  der  Verbraucher  einheitlich  auf 
genossenschaftlicher  Grundlage  zu  organisieren;  nicht  nur  den 
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Bedarf  dieser  Massen  durch  Verbesserung  des  Warenbezuges  aus 
dem  In-  und  Auslande  wie  durch  Eigenproduktion  möglichst  zu 
rationalisieren  und  srcherzustellen,  sondern  auch,  die  neugewon- 
nenen Massen  mit  genossenschaftlichem  Geiste  zu  erfüllen.  Es  gilt 
ferner,  die  Heranbildung  eines  tüchtigen  Nachwuchses  für  die  Ver- 
waltung genossenschaftlicher  Unternehmungen  planmäßig  zu  or- 
ganisieren und  den  mit  der  Verantwortung  belasteten  Leitern  der 
Genossenschaftsbetriebe  in  allen  Fragen  der  Geschäftsführung 
fachgemäße  Auskünfte  und  Ratschläge  zur  Verfügung  zu  halten. 
Es  gilt  endlich,  die  Grundsätze  des  genossenschaftlichen  Sozialis- 
mus wissenschaftlich  zu  bearbeiten,  zu  vertiefen  und  zu  verbreiten. 

Eine  allgemein  verständliche  Klarstellung  des  Begriffes 
und  der  Ziele  des  genossenschaftlichen  Sozialismus,  deren  Er- 
reichung die  Genossenschaftsbewegung  mit  ihren  verschiedenen 
Organisationen,  Unternehmungen  und  Einrichtungen  dient,  er- 
scheint umso  notwendiger,  als  durch  das  Schlagwort  der 
Sozialisierung  mancherlei  Verwirrung  angestiftet  wurde,  unter 
dem  die  Genossenschaftsbewegung  Schaden  zu  nehmen  drohte. 
Die  Genossenschafter  Deutschösterreichs  müssen  erklären,  daß 
sie  ganz  im  Sinne  des  Parteiprogramms  den  »Uebergang  der 
Arbeitsmittel  in  den  gemeinschaftlichen  Besitz  des  Volkes«  für 
das  anzustrebende  Ziel  halten;  daß  sie  jedoch  in  der  Eroberung 
der  politischen  Macht  nur  e i n Mittel  des  Befreiungskampfes  der 
Arbeiterklasse  erblicken.  Gerade  die  Erfahrungen  der  Revolution 
die  wir  durchleben,  und  der  Sozialisierungsaktiop  bezeugen  es 
unwiderleglich,  daß  jeder  Schritt  in  der  Richtung  zum  angedeuteten 
Ziele  nicht  bloß  von  den  äußeren  Widerständen  der  besitzenden 
Klassen,  sondern  auch  von  der  noch  mangelnden  Reife  der  Be- 
sitzlosen gehemmt  wird  und  daß  selbst  in  den  Reihen  der  klassen- 
bewußten Arbeiterschaft  nicht  jene  Klarheit  über  die  Voraussetzungen 
der  Sozialisierung  vorherrscht,  die  zur  Verwirklichung  des  Sozi- 
alismus erforderlich  ist.  Obgleich  die  Vergesellschaftung  der  Pro- 
duktionsmittel zu  den  ältesten  und  elementarsten  Postulaten  des 
Sozialismus  gehört,  entbehrt  dennoch  diese  Grundforderung  der 
geistigen  Durchdringung  und  Verarbeitung  durch  die  Theorie  in 
einem  Grade,  daß  ihre  Realisierung  jetzt  auf  zum  größten  Teil  un- 
überwindliche Hindernisse  auch  und  gerade  bei  der  Masse  der 
Arbeiter  selbst  stößt.  Der  künstlich  genährte  Glaube  an  die  Staats- 
allmacht erhofft  jetzt  mystische  Wunder.  Darum  ist  die  Erweckung 
des  Vertrauens  in  die  eigene  Kraft  des  Volkes,  ist  die  Entfaltung 
der  genossenschaftlichen  Selbsthilf?  eine  ebenso  sittliche  wie  poli- 
tische und  wirtschaftliche  Notwendigkeit  für  den  Wiederaufbau  des 
Staates  und  der  Gesellschaft.  Darum  ist  die  Sozialisierung  der 
Wirtschaft  durch  die  Konsumvereine  als  ein  vorbereitendes  Stadium 
und  als  eine  Voraussetzung  der  Vergesellschaftung  der  Produk- 
tionsmittel mit  allen  Kräften  zu  begünstigen  und  geboten. 

In  Erwägung  dieser  Tatsachen  sowie  im  Hinblick  darauf, 
daß  durch  den  Hinweis  auf  die  scheinbare  Allmacht  des  Staates 
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in  den  Massen  ganz  falsche  Vorstellungen  von  den  praktischen 
Möglichkeiten  der  Sozialisierung  erweckt  werden,  die  zu  verhäng- 
nisvollen Enttäuschungen  führen  müssen;  in  weiterer  Erwägung, 
daß  durch  die  improvisierten  Sozialisierungsmethoden  das  bei  den 
Massen  ohnedies  nur  schwach  entwickelte  Bewußtsein  der  Pflicht 
und  Verantwortlichkeit  noch  mehr  herabgedrückt  wird  und  hie- 
durch die  wenn  auch  derzeit  noch  schlummernden  aber  doch  vor- 
handenen mächtigen  Kräfte  der  wirtschaftlichen  Selbsthilfe  im 
Banne  gehalten  werden;  sowie  endlich  im  Hinblick  darauf,  daß 
alle  Meister  des  wissenschaftlichen  Sozialismus  in  den  Wirtschafts- 
genossenschaften ebenso  wichtige  als  taugliche  Instrumente  der 
Umwandlung  der  kapitalistischen  Wirtschaft  in  eine  Gemeinwirt- 
schaft gesehen  haben,  ist  die  im  Parteiprogramm  enthaltene  For- 
derung, wonach  die  Genossenschaften  von  allen  hemmenden 
Schranken  der  Gesetzgebung  freigesetzt  werden  sollen,  nunmehr 
zu  erfüllen. 

Notwendig  ist  aber  auch  die  Befreiung  der  Genossenschaften 
von  allen  ihre  Autonomie  und  Bewegungsfreiheit  einengenden 
politischen  Rücksichten,  weil  die  .Erfahrung  eindringlichst  gelehrt 
hat,  daß  jede  Unterordnung  genossenschaftlicher  Interessen  unter 
solche  der  Partei  und  jede  Bevormundung  durch  dieselbe  der  Ge- 
nossenschaftsbewegung Schaden  und  Gefahr  zu  bringen  geeignet 
ist.  VölligeGleichberechtigung  der  Genossenschaften 
mit  den  übrigen  Organisationen  liegt  auch  im  Interesse  der  Partei 
selbst.  Demgemäß  sind  die  Anerkennung  der  Wirtschaftsgenossen- 
schaften als  selbständige  Glieder  der  Gesamtbewegung  anzuer- 
kennen und  vor  Beeinträchtigung  ihrer  Unabhängigkeit  zu  sichern. 

Das  demokratische  Prinzip,  daß  die  Führung  und  Verant- 
wortung der  genossenschaftlichen  Angelegenheiten  ausschließlich 
jenen  gebührt,  welchen  die  Arbeit  mit  dem  Risiko  zufällt,  muß 
endlich  volle  Geltung  erlangen  und  ebenso  selbstverständlich  ist, 
daß  die  Arbeitsführung  und  Verantwortung  in  den  Genossen- 
schaften nur  denjenigen  übertragen  werden  kann,  welche  in  der 
Lage  und  Willens  sind,  sie  zur  eigentlichen  Aufgabe  ihres  Lebens 
zu  machen,  damit  jeder  Schein  einer  imperialistischen  Beeinflussung 
der  Genossenschaftsbewegung  von  parteipolitischer  Seite  ver- 
mieden werde.  Die  Genossenschaftsbewegung  ist  durch  die  wirt- 
schaftliche Revolution,  die  im  Gefolge  des  Weltkrieges  eingetreten, 
Volkssache  geworden  und  muß  dem  Volksganzen  dienen.  Sie  ist 
daher  der  Einseitigkeit,  die  in  der  Führung  durch  Berufspolitiker 
liegt,  zu  entziehen,  auch  deshalb,  weil  bei  der  fortschreitenden 
Sozialisierung  bezw.  Kommunalisierung  sehr  leicht  Fälle  der  In- 
kompatibilität von  Stellungen  in  Genossenschaftsbetrieben  und 
öffentlichen  Unternehmungen  sich  ergeben  können. 

Der  sozialistische  Gedanke  fordert,  daß  der  Verwirklichung 
der  Gemeinwirtschaft  die  zielbewußt  geförderte  Entwicklung  der 
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Wirtschaftsorganisationen  vorangehen  muß,  daß  die  Auslösung  der  in 
der  wirtschaftlichen  Selbsthilfe  ruhenden  starken  Kräfte  eine  Voraus- 
setzung jeder  Sozialisierung  und  des  Sozialismus  überhaupt  ist  und 
daß  die  Vergesellschaftung  von  Produktionsbetrieben  erst  dann 
Erfolg  haben  kann,  wenn  die  genossenschaftliche  Organisation  des 
Konsums  eine  gewisse  Tragfähigkeit  erlangt  hat  und  die  innere 
Sozialisierung  der  Massen  in  die  Wege  geleitet  worden  ist.  Nur 
so  wird  der  Genossenschaftsgedanke  unverfälscht  bleiben  und  die 
Erziehungsarbeit  leisten,  die  das  arbeitende  Volk  befähigt,  seine 
Wirtschaftsangelegenheiten  selbst  zu  besorgen  und  den  demago- 
gischen wie  den  kapitalistischen  Imperialismus  durch  gemeinwirt- 
schaftliches Denken  und  Handeln  zu  überwinden. 


NEU  15  ERDE 

PCultuirsozia-listisctie  Halt» monatschrift. 


Was  will  die  „Neue  Erde'*? 

Die  »Neue  Erde«  kämpft  für  den  raschesten  und  vollständigen  Aus- 
bau der  sozialistischen  Gesellschaft  auf  freiester  Grundlage  durch 
Erweckung  der  lebendigen  Anteilnahme  und  persönlichen  Initiative  jedes 
Einzelnen  und  sieht  in  der  planmäßigen  Entwicklung  der  Räteverfassung 
ein  wichtiges  Mittel  hiefür.  Den  bisher  nicht  genügend  gewürdigten  Formen 
des  genossenschaftlichen  Sozialismus  sucht  sie  Beachtung  zu  ver- 
schaffen. Von  dem  Gedanken  ausgehend,  daß  das  Ziel  des  Klassenkampfes 
dj^Ueberwindung  des  Klassengegensatzes,  die  Schaffung  einer  solidarischen, 
bmderlichen  Menschheit  sei,  trachtet  sie  diesen  Zustand  durch  geistige, 
unterroristische  Formen  und  Methoden  der  sozialen  Revolution  herbeizu- 
führen; bekämpft  den  Bruderkampf  in  den  Reihen  der  Sozialisten,  sucht 
die  zum  schaffenden  Volke  gehörigen  Teile  des  Bürgertums  in  die  sozia- 
listische Phalanx  einzugliedern.  Gegenüber  den  Schlagworten  der  Parteien 
und  Gruppen  bewahrt  sie  kritische  Haltung,  ebenso  gegenüber  den  Ver- 
suchen und  Irrtümern  sozialistischer  Verwirklichung.  * 

Die  »Neue  Erde«  ruft  zur  konsequenten,  unbeirrbaren,  positiven 
Arbeit  für  den  kulturellen  Sozialismus  auf;  sie  wird  eine  möglichst 
vollständige  Uebersicht  all  seiner  sich  anbahnenden  Einrichtungen  und 
Verwirklichungen  zu  geben  versuchen,  und  selbst  solche  Verwirk- 
lichungen und  die  Organisierung  der  Menschen  hiefür  anzubahnen  streben. 
Die  Heraushebung  des  Sozialismus  aus  der  Sphäre  der  Parteischablone, 
der  Kompromisse  der  Tagespolitik  und  der  engherzigen,  kommerzialistischen 
Geschäftsbetrachtung  muß  hiebei  wegleitend  bleiben;  dieser  festen  und 
programmatischen  Gerichtetheit  ungeachtet,  sollen  in  der  N.  E.  Vertreter  aller 
Strömungen  innerhalb  des  Sozialismus  zu  Worte  kommen,  damit  allen  in 
den  wichtigen  Fragen  ein  selbständiges  Urteil  ermöglicht  sei.  Dabei  er- 
scheint der  »N.  E.«  die  Gestaltung  des  geistigen,  ethischen  und  künst- 
lerischen Lebens  der  künftigen  Gemeinschaft  ebenso  wichtig  als  ihre 
wirtschaftlichen,  politischen  und  Siedlungsformen.  Für  diese  neue,  sozia- 
listische Kultur  will  die  »Neue  Erde«  Bausteine  und  Bauleute  sammeln, 
die  werktätige  Menschheit  und  insbesondere  die  proletarischen  Massen  für 
ihre  große  Aufgabe  rasch  erziehen,  die  Jugend  zu  intensivster  Mitarbeit 
aufrufen,  aus  dem  Bewußtsein  heraus,  daß  die  Erneuerung  der  Menschheit 
nur  aus  dem  Geiste  der  Jugend  geschehen  kann. 


Bezugspr.:  Ganzj.  K 36  —,  halbj.  K 18*—,  viertelj.  K 9 —,  Einzelheft  K 1'20. 
Deutschland:  Ganzj.  20  Mk.,  halbj.  10  Mk.,  viertelj.  5 Mk.,  Einzelheft 
Mk.  — ’80.  Manuskripten  Rückporto  beilegem  Nachdruck  mit  Quellenangabe 
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